
Spionage

Längst informiert
Das Bundeskanzleramt wuss-
te spätestens seit 2008 darü-
ber Bescheid, dass der Bun-
desnachrichtendienst (BND)
aus eigenem Interesse Institu-
tionen der Vereinten Natio-
nen (VN) und der Europäi-
schen Union (EU) ausspio-
niert. Dies geht aus einem
schriftlichen Vermerk des
BND vom Februar 2009 her-

vor. Bislang hatten Vertreter
des Kanzleramts in parlamen-
tarischen Gremien behauptet,
erst 2013 davon erfahren zu
haben. Nach dem nun aufge-
tauchten Schreiben wies 
das Kanzleramt als Aufsichts-
behörde den BND im No -
vember 2008 an, bei der
 zielgerichteten IT-Spionage 
„Zugangskennungen von
Funktionsträgern von VN
und EU automatisiert zu lö-
schen“. Daraufhin wurde in-

nerhalb des BND darüber dis-
kutiert, ob das Spionagever-
bot gegen Uno- oder EU-Ver-
treter auch für die wesentlich
breitere Fernmeldeaufklä-
rung – etwa über Satelliten –
gelte. Man kam zu einem ne-
gativen Ergebnis. Andernfalls
hätte das Kanzleramt eine
konkrete Vorgabe formulie-
ren müssen, heißt es in dem
Vermerk, um die „bisherige
Praxis“, die dem Amt „be-
kannt“ sei, zu beenden. Erst

im Herbst vergangenen Jah-
res war öffentlich geworden,
dass der BND nicht nur für
die amerikanische NSA, son-
dern auch mit eigenen Such-
begriffen jahrelang europäi-
sche und amerikanische Part-
ner ausspioniert hatte. Im
Herbst 2013 wies das Kanzler-
amt an, die Praxis zu stoppen,
nachdem bekannt geworden
war, dass die NSA das Handy
von Kanzlerin Angela Merkel
überwacht hatte. mba, mkn

Flüchtlinge

Kein zusätzlicher
Schutz
In der Bundesregierung gibt
es Streit über einen besseren
Schutz von Flüchtlings -
frauen und -kindern. Schon
im September hatten sich
Bundesfamilienministerin
Manuela Schwesig (SPD)
und Bundesinnenminister
Thomas de Maizière (CDU)
auf entsprechende Regelun-
gen geeinigt. Nun sind die
Vorschläge jedoch nicht Be-
standteil des Asylpakets II,
das Bundesinnenministerium
hat sie kassiert. In der aktu-
ellen Fassung ist nur noch
die Rede davon, dass ehren-
amtliche Helfer zukünftig
 erweiterte Führungszeugnis-
se vorlegen müssen. Ur-
sprünglich sollten die Län-
der auch gezwungen werden,
Mindeststandards wie ab-
schließbare Toiletten und ge-
trennte Duschen in ihren

Flüchtlingsunterkünften be-
reitzustellen. Außerdem war
geplant, dass all jene Heime,
in denen Flüchtlingskinder
leben, eine Betriebserlaub-
nis nach dem Kinder- und
Jugendhilferecht benötigen.
Dass diese Regelungen nun
nicht vorgesehen sind, ist
laut Johannes-Wilhelm Rö-
rig, dem Missbrauchsbeauf-
tragten der Bundesregierung,
„grob fahrlässig“. Es gebe
immer mehr Fälle von sexu-
ellen Übergriffen an Kindern
in Flüchtlingsunterkünften.

Es dürfe nicht sein, dass „in
Deutschland derzeit nicht
Kind gleich Kind gilt“. Fran-
ziska Brantner, familien -
politische Sprecherin der
Grünen-Fraktion, kritisiert
dies ebenfalls. Für sie wären
die Maßnahmen in Flücht-
lingsheimen auch Präven -
tion – und Symbol für das
Zusammenleben mit den
Neuankömmlingen. Denn:
„Das ist der erste Ort, wo sie
Deutschland und unseren
Rechtsstaat kennenlernen“,
so Brantner. akm

Zeitgeschichte

Ossis gegen Mörder
Jugoslawiens Führung 
hat 1984 offenbar die dama -
lige Regierung Helmut
Kohl/Hans-Dietrich Gen-
scher erpresst. Sie drohte,
DDR-Bürger nicht mehr über
Jugoslawien nach West-
deutschland ausreisen zu las-
sen, sollte Bonn mit Straf-
maßnahmen auf Morde an
Exiljugoslawen in der Bundes -
republik durch einen Belgra-
der Geheimdienst reagieren.
Das geht aus veröffentlichten
Akten des Auswärtigen Amts
hervor (De Gruyter Verlag).

Danach zählte die Bundes -
regierung von 1962 bis Au-
gust 1983 30 Morde und 
15 Mordversuche an Regime-
gegnern, bei denen sie eine
„Mitwirkung“ Belgrads ver-
mutete. Die Opfer waren zu-
meist Kroaten. Im Septem-
ber 1983 drohte Genscher
 daraufhin, man „könne und
werde dies nicht hinneh-
men“. Nur aus politischer
Rücksicht habe man bislang
nicht in der „klarsten und
festesten Weise reagiert“.
Doch weitere Anschläge folg-
ten. Als die Bundesanwalt-
schaft schließlich ein Ermitt-
lungsverfahren gegen den da-

maligen Konsul in München
einleitete und dieser darauf-
hin die Bundesrepublik ver-
ließ, wies das jugoslawische
Außenministerium „in
freundschaftlicher Absicht“
auf die „unannehmbare Akti-
vität deutscher diplomati-

scher Vertreter in Jugosla-
wien“ hin – gemeint war das
Ausstellen westdeutscher
Pässe für ostdeutsche Flücht-
linge in der Bonner Bot-
schaft. Das habe Belgrad bis-
lang „großzügig behandelt“.
Mit anderen Worten: Man
könne auch anders. Die von
Genscher angedrohte Bonner
Reaktion unterblieb. Und 
die Mordserie lief weiter bis
1989. Einer der mutmaßlichen
Hintermänner, Exgeheim-
dienstmann Josip Perković,
muss sich vor dem Oberlan-
desgericht München verant-
worten, das Urteil wird im
Frühjahr erwartet. klw 
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Perković

Rüstung

Nicht abgestimmt
In der SPD regt sich Wider-
stand gegen die Pläne von
Verteidigungsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU), 130
Milliarden Euro zusätzlich in
die Modernisierung der Bun-
deswehr bis zum Jahr 2030
zu investieren. Der Bundes-
tagsabgeordnete Johannes
Kahrs beschwerte sich am
vergangenen Mittwoch im
Haushaltsausschuss darüber,
dass die Vorschläge von der
Leyens mit den zuständigen
Parlamentariern und dem Fi-
nanzministerium „nicht abge-
stimmt“ seien. Die Verteidi-
gungsministerin entscheide
im „Top-down“-Verfahren, 
so Kahrs. Der zuständige
Ausschuss werde nicht einbe-
zogen. Der SPD-Politiker
fürchtet, dass durch voreilige
Zusagen die Ausgaben des
Bundes unkontrolliert anstei-
gen könnten. gor, gt


